Das Parlament hat drakonische Verschärfungen des Asylgesetzes beschlossen. Am Volk vorbei.
Referendum muss sein

Wehrdienstverweigerer gelten neu nicht mehr als Flüchtlinge. Katastrophal, findet Bashir Gobdon (42), Übersetzer und Schweizer. Er selber flüchtete vor 24 Jahren als Wehrdienstverweigerer in die Schweiz.
Alleine und gezeichnet von der wochenlangen Flucht, war Bashir Gobdon (42)vor 24Jahren im Empfangszentrum für Flüchtlinge in Chiasso TI angekommen. Der damals 18jährige dachte an seine Mutter, die er in Somalia hatte zurücklassen müssen. Seine Mutter, die nicht gewollt hatte, dass er kämpfe.
Doch wer in Somalia nicht kämpfte, den steckte das Militär ins Gefängnis. Um Gefängnis und Krieg zu entgehen, musste Bashir Gobdon fliehen. 1988, der somalische Bürgerkrieg hatte gerade erst begonnen, kam Gobdon in die Schweiz.
Heute ist er Schweizer Bürger, lebt und arbeitet in Zürich. Sein Geld verdient er mit Nachtwachen am Zürcher Unispital und als Übersetzer. Somali-Deutsch; Deutsch-Somali. In der Freizeit engagiert sich Gobdon im somalischen Kulturverein, den er selber gegründet hat. Er organisiert dort Veranstaltungen, Konzerte und Diskussionen. Und er macht auch Radio: beim Zürcher Sender Lora.
Internierungslager.
Seit Bashir Gobdon in der Schweiz ist, hat die bürgerliche Mehrheit im Bundeshaus das Asylgesetz acht Mal verschärft. Im September boxten SVP, FdP, CVP, BDP und Grünliberale die vorerst letzten Verschärfungen durch: Jetzt gelten Wehrdienstverweigerer wie Gobdon und Deserteure nicht mehr als Flüchtlinge.
Auch das Botschaftsverfahren kippte die Rechte. Das heisst: Flüchtlinge können ab sofort nicht mehr auf einer Schweizer Botschaft um Asyl nachsuchen. Sie müssen dafür nun in die Schweiz kommen, illegal, mit Schleppern. Und nicht nur das: In der Schweiz gibt es neuerdings auch Internierungslager. Wenn Flüchtlinge den Betrieb in Aufnahmezentren „erheblich stören“, werden sie in geschlossene Lager gesteckt. Ohne einen Gerichtsbeschluss.
Doch noch vors Volk.
All diese drakonischen Massnahmen haben die Bürgerlichen per Dringlichkeitsrecht beschlossen. Das heisst, sie gelten ab sofort. Und müssen dem Volk nicht mehr in einer Abstimmung vorgelegt werden. In der Schweizer Bundesverfassung heisst es; dass Dringlichkeitsrecht nur in Ausnahmefällen benutzt werden kann. Nur dann, wenn der Schweiz „nicht wiedergutzumachende Nachteile“ drohen. Für die Nationalrätin und ehemalige Vizepräsidentin der SP Schweiz, Silvia Schenker, ist diese Anwendung von Dringlichkeitsrecht „unnötig und unverhältnismässig“. Für sie ist das Referendum gegen die Asylgesetzrevision schon deshalb zwingend. Nur 50‘000 Unterschriften könnten jetzt doch noch eine Abstimmung erzwingen.
Bei den Sozialdemokraten gehört Schenker zu jenen, die die Haltung der Parteispitze um SP-Präsident Christian Levrat nicht verstehen können. Levrat stellt sich gegen das Referendum. Er meint, sie wäre ein „Steilpass für die SVP“.
Mit dieser Haltung hat Levrat bisher nur eines erreicht die Spaltung der Partei. Immer mehr Sektionen wenden sich von ihm ab. Neben der SP der Städte Basel und Zürich gehören auch Kantonalparteien wie Genf, Thurgau oder Appenzell Innerrhoden zu den Unterstützern des Referendums, das die jungen Grünen zusammen mit asyl- und migrationspolitischen Organisationen lanciert haben.
Bitte unterschreiben!
Die Unia unterstützt das Asylgesetz-Referendum. Unterschreiben Sie den Unterschriftengen, der diesem Work beiliegt, und schicken Sie ihn rasch zuruck! Die Referendumsfrist läuft nur noch bis 17.Januar. Mehr Bogen auf: rnwv.uniä.ch.
Die Zeit drängt. Bis Anfang nächsten Jahres müssen die Unterschriften zusammenkommen. Bashir Gobdon hofft, dass das gelinge. 
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Work. Freitag, 16.11.2012.
Work > Asylgesetzrevision. Referendum 16.11.2012.
